Deutscher Bundestag 
2. Wahlperiode 
1953 


Drucksache 877 


Antrag 

der Fraktion der FDP 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

Über die Gewährung von Kindergeld 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 


§ 1 


Voraussetzung des Anspruchs 
auf Kindergeld 


Kindergeld nach diesem Gesetz erhalt auf 
Antrag, wer drei oder mehr Kinder besitzt 
und die V oraussetzungen des § 3 erfüllt. 


§ 2 


Begriffsbestimmungen 
Als Kinder im Sinne dieses Gesetzes gelten 

1 . eheliche JGnder, 

2. eheliche Stiefkinder, 

3. für ehelich erklärte Kinder, 

4. an Kindes Statt angenommene Kinder, 

5. uneheliche Kinder (jedoch nur im Verhält- 
nis zur leiblichen Mutter), 

6. Pflegekinder 

des Berechtigten, die das 18. Lebensjahr noch 
nicht vollendet haben. Das gleiche gilt für 
Kinder, die das 25. Lebensjahr noch nicht 
vollendet haben und auf Kosten des Berech- 
tigten unterhalten und für einen Beruf aus- 
gebildet werden. Als Pflegekinder gelten alle 
Pflegekinder im Sinne von § 32 Abs. 4 Nr, 4 
Buchstabe f des Einkommensteuergesetzes in 
der Fassung vom 15. September 1953 (Bun- 


desgesetzbl. I S, 1355) sowie die elternlosen 
Kinder, die von Großeltern oder Geschwistern 
versorgt werden. 


§ 3 


Einkommensgrenze 

Der nach den §§ 1 und 2 Anspruchs- 
berechtigte erhält Kindergeld nur, wenn sein 
steuerpflichtiges Jahreseinkommen 4800 DM 
nidit übersteigt. Sind mehrere Anspruchs- 
berechtigte vorhanden (§ 5 Abs. 2), so muß 
diese Voraussetzung in der Person desjenigen 
erfüllt sein, der ganz oder überwiegend für 
den Unterhalt des Kindes aufkommt. 


§ 4 

Weitere Ausnahmen 

Kindergeld nach diesem Gesetz erhalten 
nicht 

1. die Bediensteten des Bundes, der Länder, 
der Gemeinden und der sonstigen Körper- 
schaften, Anstalten und Stiftungen des 
öffentlichen Rechtes sowie die Empfänger 
von Versorgungsbezügen, Übergangsgehalt 
oder Übergangsbezügen des öffentlichen 
Dienstes, 

2. die Empfänger von Arbeitslosenfürsorge- 
unterstützung, 
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3. Empfänger von Leistungen der öffent- 
lichen Fürsorge, 

soweit sie Kinderzuschläge erhalten, die min- 
destens dem Kindergeld nach § 6 Abs. 1 ent- 
sprechen. 


§ 3 


Kindergeld bei mehreren Ansprüchen 


(1) Für jedes Kind wird nur ein Kindergeld 
nach diesem Gesetz gewährt. 

(2) Erfüllen mehrere Personen für das 
gleiche Kind die Anspruchsvoraussetzungen 
nach den §§ 1 und 2, so hat den Kindergeld- 
anspruch 

1. der Vater, wenn Vater und Mutter die 
Anspruchsvoraussetzungen erfüllen, es sei 
denn, daß das Sorgerecht für alle Kinder 
ausschließlich der Mutter zusteht; 

2. die Adoptiv- und Pflegeeltern, wenn diese 
neben den leiblichen Eltern die Anspruchs- 
voraussetzungen erfüllen. 

In den übrigen Fällen hat das Vormund- 
schaftsgericht auf Antrag des Jugendamtes 
oder einer Person, die ein bereclitlgtes Interesse 
nadiweist, den Berechtigten zu bestimmen. 
Die Bestimmung ist so zu treffen, daß sie 
dem Wohle aller beteiligten Kinder am 
besten entspridit; das Vormundsdaaftsgericht 
kann den Anspruch unter die Berechtigten 
aufteilen. Das Vormundschaftsgericht kann 
ferner anordnen, in welcher Weise das Kinder- 
geld verwendet werden soll. Nach den glei- 
chen Grundsätzen kann das Vormundschafts- 
gericht eine von den Nummern 1 und 2 ab- 
weichende Regelung treffen. 


§ 6 


Höhe, Fälligkeit und Zahlung 
des Kindergeldes 


(4) Das Kindergeld wird bis zum Ende des 
Monats gewährt, in dem die Voraussetzun- 
gen des Ansprucfis wegfallen oder der An- 
trag widerrufen wird. 

(5) Das Kindergeld wird in Monatsbeträ- 
gen nachträglich gezahlt. 

§ 7 

Zuständigkeit 

Das Kindergeld wird ausgezahlt 

1. bei Arbeitnehmern, die nicht zur Einkom- 
mensteuer veranlagt werden, durch den 
Arbeitgeber auf Grund eines Vermerkes 
auf der Lohnsteuerkarte; der Arbeitgeber 
verrechnet die gezahlten Kindergelder mit 
der insgesamt abzuführenden Lohnsteuer; 

2. in allen anderen Fällen durcli das für den 
Ansprudisberechtigten zuständige Finanz- 
amt. 


§ 8 


Prüfungsrecht, Auskunfts- und 
Anzeigepflidit 


(1) Das Finanzamt kann jederzeit prüfen, 
ob die Voraussetzungen für die Gewährung 
des Kindergeldes erfüllt sind. Der Berechtigte 
ist verpflichtet, dem Finanzamt auf Verlan- 
gen alle Auskünfte zu geben und Beweis- 
urkunden vorzulegen, die zur Nachprüfung 
erforderlich sind. 


(2) Entzieht sich der Berechtigte ohne trif- 
tigen Grund der Nachprüfung oder bringt er 
die erforderlichen Beweisurkunden nicht bei, 
so kann das Finanzamt die Gewährung des 
Kindergeldes versagen. 

(3) Fallen die Voraussetzungen für den 
Anspruch auf Kindergeld weg, so ist der Be- 
rechtigte verpflichtet, dies innerhalb von zwei 
Wochen nach dem Wegfall dem Finanzamt 
schriftlich anzuzeigen. 


(1) Das Kindergeld beträgt für das dritte 
und jedes weitere Kind je 25 Deutsche Mark 
monatlich. 

(2) Das Kindergeld wird, wenn die Voraus- 
setzungen für die Gewährung erfüllt sind, 
vom Beginn des Kalendermonats an gewährt, 
in dem der fVntrag gestellt wird. 

(3) Die Gewährung des Kindergeldes für 
Kinder, die das 18. Lebensjahr vollendet 
haben (§ 2 Satz 2), bedarf eines besonderen 
Antrages. 


§ 9 

Zusammentreffen des Kindergeldes 
mit Leistungen auf Grund eines 
Arbeitsverhältnisses 

(1) Erhält der Berechtigte beim Inkraft- 
treten dieses Gesetzes auf Grund eines Ar- 
beitsverhältnisses Leistungen für Kinder, so 
sind die Leistungen während der Geltungs- 
dauer der Regelung, auf der sie beruhen, vor- 
behaltlich der Vorschriften der Absätze 
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2 bis 4, neben dem Kindergeld weiterzuge- 
währen. 

(2) Teilt der Verpflichtete dem Leistungs- 
bereclitigten vor Ablauf von sechs Monaten 
nach dem Inkrafttreten des Gesetzes schrift- 
lich mit, daß er für die Kinder, für die nach 
diesem Gesetz Kindergeld zu gewähren ist, 
die bisherigen Leistungen nicht weitergewäh- 
ren will, so wird er von dieser Verpflichtung 
befreit; im Falle einer betrieblichen Regelung 
kann die entsprediende Mitteilung auch durch 
Ansdilag im Betrieb erfolgen. 

(3) Beruht die Verpflichtung auf einem 
Tarifvertrag, so kann jede Tarifvertragspartei 
innerhalb der in Absatz 2 bestimmten Frist 
durch schriftliche Mitteilung an die anderen 
Tarifvertragsparteien die Befreiung von der 
Verpflichtung im Rahmen des Absatzes 2 
herbeiführen. Beruht die Verpflichtung auf 
einer Tarifordnung, so kann sich der Ver- 
pfliditete durch eine von der zuständigen 
obersten Arbeitsbehörde oder der von ihr 
bestimmten Stelle zu genehmigende Erklä- 
rung von der Verpflichtung Im Rahmen des 
Absatzes 2 befreien. 

(4) Fiat der Verpflichtete höhere Leistun- 
gen als das in § 3 festgesetzte Kindergeld 
gewährt, so hat er in allen Fällen für die 
Dauer der Geltung der verpflichtenden Rege- 
lung den Unterschiedsbetrag zwischen diesen 
höheren Leistungen und dem Kindergeld 
weiterzugewähren. 

§ 10 

Übertragbarkeit des Kindergeldes 

(1) Der Anspruch auf Kindergeld ist nicht 
übertragbar. 

(2) Das Vormundschaftsgericht kann an- 
ordnen, daß das Kindergeld an eine andere 
Person oder Stelle als den Berechtigten aus- 
gezahlt wird, wenn das Wohl der Kinder dies 
erfordert; die bestimmte Person oder Stelle 
kann den Antrag gemäß § 1 stellen. Bei der 
Entscheidung sind die Grundsätze des § 5 
Abs. 2 Sätze 3 und 4 maßgeblich. Das Vor- 
mundschaftsgericht soll vor seiner Entsdiei- 
dung das Jugendamt hören. 

§ 11 

Aufbringung der Mittel 

(1) Die Mittel zur Durchführung dieses 
Gesetzes werden durch Beiträge- der Arbeit- 


geber in Flöhe von 0,5 v. Fi. der an Arbeit- 
nehmer gezahlten Brutto-Lohnsumme auf- 
gebracht. Diese Beiträge sind zusammen mit 
der Lohnsteuer an das zuständige Finanzamt 
abzuführen. Der Beitrag wird nicht erhoben, 
wenn er monatlidi den Betrag von 2 DM 
nicht übersteigt. 

(2) Der Bund, die Länder, die Gemeinden 
und sonstigen Körperschaften, Anstalten und 
Stiftungen des öffentlichen Rechts sind von 
Beiträgen befreit, soweit sie ihren Bedienste- 
ten Kinderzuschläge zahlen, die mindestens 
dem Kindergeld nach § 6 Abs. 1 entsprechen. 

(3) Reichen die Beiträge zur Durchführung 
des Gesetzes nicht aus, so wird der Unter- 
schiedsbetrag vom Bunde gedeckt. Über- 
schüsse verbleiben dem Bund. 

§ 12 

Antrag auf Kindergeld 

(1) Der Antrag auf Gewährung von Kin- 
dergeld ist bei dem für den Antragsteller 
zuständigen Finanzamt zu stellen. 

(2) Der Antrag muß die zum Nachweis der 
Berechtigung erforderlidien Angaben ent- 
halten. 

§ 13 
Bescheid 

(1) Auf jeden Antrag Ist ein schriftlicher 
Bescheid zu erteilen. Der Bescheid muß die 
zum Nachweis der Berechtigung erforder- 
lichen Angaben enthalten. Die. Eintragung 
auf der Lohnsteuerkarte genügt. 

(2) Im Falle der Ablehnung oder der teil- 
weisen Ablehnung des Antrags ist der Be- 
scheid zu begründen und mit einer Beleh- 
rung darüber zu versehen, daß, bei welchem 
Gericht und innerhalb welcher Frist Klage 
erhoben werden kann. 

(3) Die Regelung nach Absatz 2 gilt ent- 
sprechend, wenn das Kindergeld entzogen 
oder eingestellt wird. 

§ 14 

öffentlich-rechtliche Streitigkeiten 

(1) Die Geridite der Sozialgerichtsbarkeit 
entscheiden über öffentlich-rechtliclie Streitig- 
keiten In Angelegenheiten dieses Gesetzes. 
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(2) Für das Verfahren gelten die Vorsdirif- 
ten des Sozialgerichtsgesetzes mit der Maß- 
gabe, daß 

1. ein Vorverfahren nidit stattfindet, 

2. die Berufung ausgeschlossen ist, soweit der 
Beginn oder das Ende des Anspruchs auf 
Kindergeld streitig ist. 


§ 15 


Ausnahmen und Sonderregelungen 


(1) Personen, die im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes weder einen Wohnsitz noch ihren 
gewöhnlidien Aufenthalt haben (§ 1 Abs. 2 
des Einkommensteuergesetzes), erhalten kein 
Kindergeld nach diesem Gesetz. 

(2) Angehörige fremder Staaten erhalten, 
soweit in zwischenstaatlichen Abkommen 
nichts Abweidiendes bestimmt ist, für Kinder, 
die nicht Im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
wohnen oder sich dort nicht gewöhnlich auf- 
halten, kein Kindergeld nach diesem Gesetz. 

(3) Die Bundesregierung ist ermäditigt, 
durdi Reditsverordnung Ausnahmen von 
den Vorschriften der Absätze 1 und 2 zuzu- 
lassen. 


§ 16 

Verjährung und Aufrechnung 

(1) Der Anspruch auf Kindergeld verjährt 
in zwei Jahren nach Ablauf des Kalender- 
jahres der Fälligkeit. Das gleiche gilt für den 
Beltragsansprudi auf Rückstände, soweit sie 
nicht absichtlich hinterzogen sind. 

(2) Gegen Ansprüdie auf Kindergeld darf 
das Finanzamt nur aufrechnen mit Ansprü- 
chen auf Rückzahlung zu Unrecht gezahlten 
Kindergeldes. 


§ 18 

Ausführungsvorsdiriften 

(1) Der Bundesminister für Arbeit wird 
ermächtigt, durdi Rechtsverordnung die 
Familienzuschläge in der Arbeitslosenfürsorge 
an die Kindergelder nadi § 6 Abs. 1 anzu- 
gleichen. 

(2) Der Bundesminister des Inneren wird 
ermächtigt, durch Rechtsverordnung die 
Kinderzuschläge für Fürsorgeunterstützungs- 
empfänger an die Kindergelder nach § 6 
Abs. 1 anzugleichen. 

(3) Der Bundesfinanzminister erläßt die 
zur Durchführung dieses Gesetzes notwendi- 
gen Verwaltungsvorschriften. 


§ 19 

Geltung im Lande Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe der §§12 
Abs. 1 und 13 Abs. 1 des Dritten Überlei- 
tungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1) auch im Lande Berlin. Rechts- 
verordnungen, die auf Grund der in diesem 
Gesetz enthaltenen Ermächtigungen erlassen 
werden, gelten im Lande Berlin nach § 14 
des Dritten Überleitungsgesetzes. 


§ 20 

Aufhebung eines Gesetzes 

Das Gesetz über die steuerliche und sozial- 
versicherungsrechtliche Behandlung von Kin- 
dergeld vom 12. August 1954 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 257) tritt am 31. Dezember 
1954 außer Kraft. 


§ 17 

Steuerliche und sozialversicherungsrechtllchc 
Wirkungen 

(1) Das Kindergeld ist beim Empfänger 
steuerfrei und gilt nicht als Einkommen, Ver- 
dienst oder Entgelt Im Sinne der Sozialver- 
sicherung und Arbeitslosenversicherung. 

(2) Soweit die Beiträge nicht Betriebsaus- 
gaben oder Werbungskosten sind, sind sie 
Sonderausgaben im Sinne des Einkommen- 
steuergesetzes. 


§ 21 

Inkrafttreten 

Das Gesetz tritt am 1. Januar 1955 in 
Kraft. 

Bonn, den 9. Oktober 1954 

Dr, Dehler und Fraktion 
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